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Europa nach dem 
EG-Gipfel

Hans-Eckart Scharrer

Das Eis des Kalten Krieges bricht auf -  doch aufbrechendes Eis kann gefährlich se in ,“
W ie Margaret Thatcher sahen es auch die meisten anderen Staats- und R egierungs

chefs auf dem EG-Gipfel in Straßburg. Gefahrenbegrenzung für die G em einschaft und feste 
E inbindung der Bundesrepublik, nicht die Entw icklung einer neuen Architektur für das grö
ßere europäische Haus waren angesagt. Wo steht die G em einschaft nach d iesem  G ipfel, der 
-  so EG -Ratspräsident M itterrand -  „vo lle r E lan" in ein „neues S tad ium “ führen sollte, ta t
sächlich aber von dem Kuhhandel über die (pedantische) Erklärung zum deutschen Selbst
bestim m ungsrecht und die deutsche Zustim m ung zur R egierungskonferenz geprägt wurde?

Nach außen kann die Gem einschaft mit berechtigtem  Stolz auf ihre Rolle als Katalysator 
für den Reformprozeß in der Sowjetunion, O steuropa und der DDR verweisen. Auch wenn 
dieser Prozeß ohne Gorbatschows erklärte Abkehr von stalin istischen Prinzipien und ohne 
die Volksbewegungen (noch) nicht m öglich gewesen wäre: die B innenm arktin itia tive hat das 
hohe und wachsende w irtschaftliche Leistungsgefälle zw ischen W est und Ost und dam it den 
Zwang zur W irtschaftsreform  in Osteuropa evident gem acht. Zugleich besitzt die G em ein
schaft, bei all ihren Schwächen, M odellcharakter für das gle ichberechtigte Zusam m enw irken 
von Ländern unterschiedlicher Größe in handlungsfähigen dem okratischen Institutionen, mit 
unm itte lbar erfahrbaren, positiven Ausw irkungen für ihre Bürger. Im W ettbewerb der System e 
ist sie dem  RGW  an A ttraktivität haushoch überlegen.

Was ihre künftige Stellung in einem größeren Europa betrifft, so sieht sich die EG indessen 
eher als Kristallisationskern, um den herum  sich die EFTA-Staaten einerseits, die RG W -Län
der andererseits gruppieren, denn als eine Gem einschaft mit offener M itgliedschaft. Die 
S ignale der G em einschaft sind klar auf Vertiefung, nicht auf Erweiterung gestellt. So em p
fiehlt etwa Jacques Delors, der Präsident der EG-Kom m ission, den RGW -Ländern eher die 
O rganisation nach EG-Vorbild als den Beitritt oder eine Assoziierung -  eine problem atische 
Empfehlung angesichts der faktischen Hegem onie der Sow jetunion in d ieser S taaten
gruppe. Vertiefung ist freilich auch nach herrschender EG-Lehre gekoppelt m it der Herste l
lung engerer w irtschaftlicher Bindungen zu den übrigen Staaten Europas.

Das gilt zunächst gegenüber den EFTA-Ländern, mit denen zusam m en die Schaffung e i
nes Europäischen W irtschaftsraum es (EW R) angestrebt wird -  ein Vorhaben, das übrigens 
dem Beitritt von RGW -Ländern zur EFTA entgegensteht. Die Beziehungen zu O steuropa und 
der Sowjetunion sind, anders als die zu den EFTA-Staaten, noch nicht strukturiert. Zu unter
schiedlich ist der Stand und die Dynamik der w irtschaftlichen und politischen Um gestaltung, 
als daß einheitliche Lösungen für alle RG W -Länder in Frage kämen. Die G em einschaft hat 
aber konstruktiv auf den Reformprozeß reagiert: Mit dem Abbau von H andelsbeschränkun
gen, der E inräum ung von Krediten, dem  Angebot zur Kooperation auf w issenschaftlich-tech
nischem  Gebiet, im Um weltschutz etc.

Der G ipfel hat den W illen zur weitergehenden Zusam m enarbeit bekräftigt und zugle ich g rü
nes Licht für die Verhandlungen über die von W est und Ost gem einsam  zu errichtende 
„E uropa-B ank“ , mit einem Kapital von 10 Mrd. ECU, gegeben. Freilich: Ob den bereits hoch

582 W IR TSC HAFTSD IEN ST 1989/XII



verschuldeten RGW -Ländern m it neuen M illiardenkrediten w irklich gedient ist? Finanzielle 
Solidarität könnte sich besser darin beweisen, daß diese Länder, einschließlich der Sow jet
union, über einige Jahre an der „Entspannungsdiv idende" -  den bei erfolgreichem  Abschluß 
der Abrüstungsverhandlungen erzielbaren Einsparungen bei den V erte id igungsausgaben-  
beteiligt würden. Bei G esam taufwendungen in der EG von 142 Mrd. Dollar (1987) oder 3,3%  
des Bruttosozialprodukts sollte diese Dividende Größenordnungen erreichen, die entwicklungs
politisch interessant sind und einen Anreiz zur Fortsetzung des Abrüstungsprozesses bieten.

Ein solches Angebot setzte freilich ein höheres Maß an G eschlossenheit innerhalb der G e
m einschaft voraus, als sie der G ipfe l deutlich machte. Zu der bekannten Frontstellung der Elf 
gegenüber Mrs. Thatcher in Sachen Sozialcharta, W ährungsunion und Verfassungsentw ick
lung (Stärkung des Europäischen Parlaments) gesellt sich nun ein wechselseitiges Miß
trauen zw ischen der Bundesrepublik und den meisten ihrer EG-Partner, das in der gestelzten 
Straßburger Erklärung zur deutschen Einheit und ihrer unterschiedlichen Interpretation, aber 
auch in der dem onstrativen Neuauflage der französisch-russischen „E n ten te “ seinen A us
druck findet. Es verw undert nicht, daß unter diesen Um ständen auch die Frage der deut
schen Zustim m ung zur Regierungskonferenz über die W irtschafts- und W ährungsunion nach 
außenpolitischen und nicht nach w irtschaftspolitischen Erwägungen beurteilt wurde.

Das ist ein schlechter Start für ein derart ehrgeiziges Vorhaben. Die W irtschafts- und W äh
rungsunion, insbesondere die Errichtung eines Europäischen Zentra lbanksystem s mit um 
fassenden Kom petenzen für die G eldpolitik in der G em einschaft und damit für die Entw ick
lung des Geldwertes, verdient es, zuallererst nach ökonom ischen G esichtspunkten gewür
digt zu werden. Nicht europäische, sondern gute Geldpolitik ist gefragt. Hierzu hat ausge
rechnet Mrs. Thatcher den Befürwortern einer europäischen Zentra lbank in Straßburg einige 
unangenehm e W ahrheiten gesagt: G arant der G eldwertstab ilitä t im EWS ist allein die Deut
sche Bundesbank. Die anderen W ährungsbehörden sind aus eigener Kraft nicht in der Lage, 
eine stabilitä tsgerechte G eldpolitik zu führen. M it der M ajorisierung der deutschen W äh
rungshüter in einem Europäischen Zentra lbanksystem  geht der Anker verloren, der bisher 
stabiles Geld in Europa gesichert hat. Die Konsequenz: Unter den derzeitigen Bedingungen 
läßt sich die G eldwertstab ilitä t nur im W ettbewerb, nicht in d e r M onopolisierung der G eldpoli
tik dauerhaft sichern.

Tatsächlich erscheint die Zeit für die Überführung der Geldpolitik in G em einschaftskom pe
tenz noch nicht reif. N icht nur ist die Periode relativer P reisstabilität in der Gem einschaft noch 
recht kurz. Die durchschnittliche Inflationsrate von zuletzt 5,5%  (EG ohne Bundesrepublik) 
läßt auch erkennen, daß G eldwertstab ilitä t nur in wenigen Ländern den Rang genießt, der ihr 
in der Bundesrepublik zu Recht beigem essen wird; zwei Länder weisen sogar noch immer 
zweiste llige inflationsraten auf. In diesem  Zusam m enhang sollte zu denken geben, daß die 
Befürworter einer W ährungsunion außer in Frankreich vor allem in Ländern m it verg le ichs
weise starker Inflationsneigung zu finden sind. Der Verdacht liegt nahe, daß sie sich vor allem 
der unbequem en Disziplin ierung durch die Bundesbank entziehen (oder gar nicht erst unter
werfen) wollen. „Für die G laubwürdigkeit der W ährungspolitik in der Gem einschaft wäre ein 
... S tab ilitä tsw ettbew erb anstelle des bisherigen Stabilitä tsgefolges ein wesentlicher Ge
w inn.“ Dieses Prüfkriterium  des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesam tw irt
schaftlichen Entw icklung ist in der G em einschaft noch bei weitem  nicht erfüllt.

Es wäre gut, wenn die Bundesregierung sich in ihrer Politik zur W irtschafts- und W ährungs
union nicht länger von der Rücksichtnahm e auf französischen Argwohn, sondern von dem 
deutschen -  und europäischen -  Interesse an G eldwertstab ilitä t leiten ließe. Den Eintritt in 
die erste Stufe am 1. Juli 1990 schließt das nicht aus, wohl aber das Eingehen w eitergehen
der institu tioneller B indungen. Sie dürfte dabei feststellen, daß sie m it der Forderung nach be
hutsam em  Vorgehen in d ieser sensib len Frage in der EG keineswegs alle ine steht. Die Ver
w irklichung des B innenm arktes hängt nicht an der W irtschafts- und W ährungsunion. Ihn auch 
nur einigerm aßen fristgem äß zu schaffen, b le ib t eine Herkulesaufgabe. W ill (oder muß) die 
Bundesrepublik ihre G em einschaftstreue beweisen, so hat sie auf diesem  Felde ausreichend 
Gelegenheit.
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